
In einer feierlichen Veranstaltung hat der Deutsche Bun-

destag der Opfer des Nationalsozialismus gedacht. Am 

77. Jahrestag der Befreiung des NS-Vernichtungslagers 

Auschwitz waren die Holocaust-Überlebende Inge Auer-

bacher und der Präsident des israelischen Parla-

ments, Mickey Levy, im Bundestag zu Gast. Beide r ie-

fen zum Kampf gegen Menschenhass und Antisemitismus 

auf. „Nie wieder!“, rief Levy den Abgeordneten zu. 

„Diese Krankheit muss so schnell wie möglich geheilt 

werden“, sagte Inge Auerbacher zum um sich greifenden 

Antisemitismus. Die aus dem Badischen stammende Inge 

Auerbacher war 1942 als Siebenjährige mit ihren Eltern 

nach Theresienstadt deportiert worden und kam erst 

frei, als die Rote Armee das Konzentrationslager be-

freite. Die 87-Jährige, die in New York lebt, erzählte in 

bewegenden Worten ihre Lebens- und Leidensgeschichte. 

Von den 15.000 Kindern, die nach Theresienstadt depor-

tiert wurden, seien nur wenige am Leben geblieben: 

„Darunter – wie ein Wunder – bin auch ich.“ Zum Geden-

ken an die getöteten jüdischen Kinder trug sie als Symbol 

einen Schmetterling am Revers. „Die Vergangenheit darf 

nie vergessen werden“, mahnte Auerbacher. „Zusammen 

wollen wir beten für Einigkeit auf Erden.“ Auch der Prä-

sident der Knesset betonte die Bedeutung des 
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Orientierungsdebatte zur Impfpflicht 

Zur möglichen Einführung einer allgemeinen Impf-

pflicht gegen Corona führte der Bundestag in dieser 

Woche eine Orientierungsdebatte, da die Bundesregie-

rung einen Gesetzentwurf zur Impfplicht verweigert. 

Eine Kleine Anfrage der CDU/CSU-Fraktion wurde 

erst kurz vor der Sitzung und zudem nur unzureichend 

beantwortet. In der Debatte wurde klar, dass ohne ein 

Impfregister eine Impfpflicht kaum umgesetzt werden 

kann. Auf Grundlage eines Impfregisters könnte man 

zudem auch gezielt Ungeimpfte ansprechen und bes-

tenfalls von einer Impfung überzeugen. Wer ist wie oft 

geimpft; wie könnte eine Impfpflicht umgesetzt und 

kontrolliert werden; bis wann gilt sie und welche Aus-

nahmen soll es geben – all diese Fragen bleiben of-

fen. Mehr als pauschale Lösungen bietet die Regierung 

nicht an, dabei ist eigentlich Differenzierung gefragt. 

Beispielsweise müsse die Frage beantwortet werden, 

wie oft sich die Menschen verpflichtend impfen lassen 

sollen: „Boostern ohne Ende kann nicht die Option 

sein.“  

Josef Rief gab in der Debatte seine Rede zu Protokoll 

und wies ebenfalls auf die vielen unbeantworteten Fra-

gen hin, welche vor einer Abstimmung geklärt werden 

müssten. Es sollten alle gesetzlichen Vorkehrungen 

getroffen werden, damit man bei Bedarf die Impfpflicht 

tatsächlich „scharfstellen“ könne. 

 

Den vollen Text der Rede finden Sie auf der Homepage 

von Josef Rief unter: https://www.josef-rief.de/josef-

rief-gibt-rede-zu-protokoll-in-der-impfpflichtdebatte ■ 
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Besuchen Sie Josef Rief auch auf seiner 
Homepage, bei Facebook und auf Instagram! 
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Fortsetzung von Seite 1 

Gedenkens. „Die Erinnerungsarbeit verbindet unsere 

beiden Völker.“ Levy würdigte die steten Bemühungen 

Israels und Deutschlands um Versöhnung. Er hob her-

vor, dass Deutschland die Verantwortung für die Si-

cherheit Israels zum Grundpfeiler seiner Außenpolitik 

gemacht habe und dass Deutschland entschieden Positi-

on gegen Antisemitismus beziehe. Besonders dankte 

Levy der ehemaligen Bundeskanzlerin Angela Merkel, 

„die sich unermüdlich für die Beziehungen zwischen 

unseren beiden Ländern eingesetzt hat“. Aus der Erin-

nerung heraus müsse man eine Vision schaffen für eine 

Zukunft, die sich auf gemeinsame Werte stütze, auf 

Freiheit, Demokratie und Toleranz, forderte Levy.  

An die sechs Millionen jüdischer Opfer des Nationalso-

zialismus erinnert auch die digitale Aktion 

#WeRemember, die der Jüdische Weltkongress und die 

UNESCO 2017 ins Leben gerufen haben. An der Aktion 

nahmen zahlreiche Abgeordnete der Unionsfraktion teil. ■ 

Union fordert klare Haltung gegenüber Russland 

In der Ukraine-Krise hat die Unionsfraktion die Bun-

desregierung zu einer klaren und entschlossenen Hal-

tung gegenüber Russland aufgefordert. Deutschland 

müsse im Schulterschluss mit den westlichen Partnern 

an der Seite der Ukraine stehen, verlangten die Abge-

ordneten von CDU und CSU in einer Bundestagsde-

batte. Der neue CDU-Chef Friedrich Merz warf Bun-

deskanzler Olaf Scholz Unschlüssigkeit vor: „Sie füh-

ren nicht – weder in Deutschland noch in Europa.“ 

„Es droht ein Krieg in einem Teil unseres Kontinents“, 

warnte Merz. In einer solch ernsten Lage sei es zu er-

warten gewesen, dass Scholz eine Regierungserklä-

rung vor dem Bundestag abgeben würde. Stattdessen 

habe die Unionsfraktion als Opposition eine Debatte 

dazu beantragen müssen. Nicht nur die Opposition, 

auch die Menschen im Land erwarteten jedoch, dass 

die Regierung eine klare Einschätzung der Lage abge-

be und die Konsequenzen für Deutschland und Europa 

aufzeige.  

 

Der CDU-Vorsitzende kreidete Scholz an, dass er es 

geschafft habe, in den USA Zweifel an der Zuverläs-

sigkeit Deutschlands im Bündnis entstehen zu lassen. 

Außerdem übe der Kanzler zu viel Zurückhaltung ge-

genüber dem russischen Präsidenten Wladimir Putin. 

Dabei sei klar, „dass diese Gefährdung des Friedens in 

Europa ausschließlich von der Russischen Föderation, 

ausschließlich von Putin ausgeht“.   

 

Auch der CDU-Abgeordnete und Fachsprecher für 

Krisenprävention, Roderich Kiesewetter, warf der 

Bundesregierung vor, „kein glückliches Bild abzuge-

ben“. Europa sei „am Vorabend einer kriegerischen 

Eskalation, wenn wir nicht aufpassen“, mahnte er. 

Deshalb müsse die Regierung alles tun, damit der Zu-

sammenhalt der Europäischen Union bestehen bleibe 

und die Ukraine von russischer Seite ernst genommen 

werde. „Wir müssen zu einem entschiedeneren Um-

gang mit Russland kommen“, mahnte er. Keinerlei 

Sanktionen dürften ausgeschlossen werden, auch wenn 

die westlichen Staaten für die Sanktionen selbst einen 

Preis zahlen müssten.   

 

Ähnlich äußerte sich der verteidigungspolitische Spre-

cher Florian Hahn. Alle Optionen für Strafmaßnahmen 

gegen Russland sollten auf dem Tisch bleiben, betonte 

er: „Das gilt auch für die Frage von Waffenlieferun-

gen.“ Die Lieferung von 5.000 Militärhelmen, sei in 

dem Zusammenhang allerdings kein Befreiungsschlag, 

sondern „ein Rohrkrepierer“, kritisierte er. ■ 

Der neue CDU-Bundesvorsitzende Friedrich Merz bei seiner Rede 
am Donnerstag im Plenum Foto: Deutscher Bundestag 


